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Teil A - Planzeichnung

Rechtsgrundlagen

VerfahrensvermerkePLANZEICHENERKLÄRUNG
Symbolik der Planzeichen gemäß Planzeichenverordnung für Bauleitpläne (PlanZV)

Teil B - Textliche Festsetzungen
1. Übereinstimmungsvermerk 

Die Darstellung der Liegenschaftsgrenzen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes entspricht dem katastermäßigen Bestand vom 
15.06.2024 und gilt nur für Übersichtszwecke. Rechtsansprüche können aus der Darstellung nicht abgeleitet werden. 

 

 

Neustadt a.d.Aisch, den         …………………………………………..……………….. 

Landkreis Neustadt an der Aisch-Bad  
Windsheim, Vermessungsamt 

 

2. Vermerk über den Satzungsbeschluss 

Der Marktgemeinderat Markt Bibart hat die 1. Änderung des Bebauungs- und Grünordnungsplanes „Fuchsau“ mit der Beschlussnr. 
…………. am ………………. als Satzung beschlossen und die Begründung gebilligt. 

 

 

Markt Bibart, den           ………………………………………….. 

                          Der Bürgermeister 

 

3. Ausfertigungsvermerk 

Die Satzung über den Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen, wird hiermit ausgefer-
tigt. 

 

 

Markt Bibart, den                 ………………………………………….. 

                          Der Bürgermeister 

 

4. Bekanntmachungsvermerk 

Der Beschluss der Satzung wurde mit dem Hinweis auf die Stelle, bei welcher der Bebauungsplan auf Dauer während der Sprech-
zeiten von jedermann eingesehen werden kann und über dessen Inhalt Auskunft zu erhalten ist, im Amtsblatt „Bürger-Info“ des 
Marktes Markt Bibart Nr. …….. am …………….. bekannt gemacht. In der Bekanntmachung wurde auf die Geltendmachung der Ver-
letzung von Vorschriften nach § 214 Abs. 1 S. 1 Nrn. 1, 2, 3, Abs. 2 und Abs. 3 S. 2 BauGB und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen 
von Entschädigungsansprüchen i. S. d. § 44 Abs. 3 S. 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und auf die Voraussetzungen für die Geltend-
machung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften hingewiesen. 

Die Änderung des Bebauungs- und Grünordnungsplanes tritt mit der Bekanntmachung des Beschlusses über die Bebauungs-
planänderung als Satzung in Kraft. 

 

 

Markt Bibart, den                 ………………………………………….. 

                          Der Bürgermeister 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert worden ist. 

Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl. S. 588, BayRS 
2132-1-B), die zuletzt durch § 5 des Gesetzes vom 23. Juli 2024 (GVBl. S. 257) geändert worden ist. 

Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung – GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. 
August 1998 (GVBl. S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 1 Abs. 6 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. 
S. 98) geändert worden ist. 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist. 

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung -
PlanzV) I vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. 
I S. 1802) geändert worden ist. 

Grünflächen (§ 9 (1) Nr. 15 und (6) BauGB)
Grünflächen

Verkehrsflächen (§ 9 (1) Nr. 11 und (6) BauGB)
Straßenverkehrsflächen (§9 Abs.1 Nr.11 BauGB)

Ã¶ öffentlich

Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1 - 11 BauNVO)
Industriegebiete (§ 9 BauNVO)

ÿ,

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)
Grundflächenzahl, z. B. 0,8

Höhe baulicher Anlagen als Höchstmaß, z. B. 37,0 m ü. NHN (DHHN2016)37,0

0,8

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 22 u. 23 BauNVO)

Baugrenze

abweichende Bauweisea

*Beispielhafte Werte. Die Darstellung in der Planzeichnung ist maßgeblich.

Nutzungsschablone

GI 0,8

37,0 a

Art der baulichen Nutzung Grundflächenzahl

Gebäudehöhe Bauweise

Sonstige Darstellungen ohne Festsetzungscharakter

Gemeindegrenze

Flurstücksgrenze

Flurstücksnummer

Gebäude/Bauwerk

1135/1

Quelle Geobasisdaten: Bayerische Vermessungsverwaltung, Stand 15.06.2024

Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen (§ 9 (1) Nr. 13 und (6) BauGB)

- - - - Hauptversorungungs- und Hauptabwasserleitungen oberirdisch
20-kV-Freileitung

0 0 Hauptversorungungs- und Hauptabwasserleitungen unterirdisch
20-kV-Kabeltrasse

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20, 25 und (6) BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB)

4
4
4
44 4 4 4 4 4 4 44

4
4
4 44444444

Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe b) und Abs. 6 BauGB)

6
6
6
66 6 6 6 6 6 6 6 6 6

6
6
6
6
6666666666

ù2 Bindungen für die Erhaltung von Bäumen u. Sträuchern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 und Abs. 6 BauGB)

Sichtdreieck

! ! ! ! ! ! ! ! ! Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten, oder Abgrenzung des Maßes 
der Nutzung innerhalb eines Baugebiets (z. B. § 1 Abs. 4 § 16 Abs. 5 BauGB)

%&ZBB Baubeschränkungszone

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungs- und Grünordnungsplans 
"Fuchsau" - 01/2003

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs der 1. Änderung des Bebauungs- und Grünordnungs-
plans "Fuchsau" (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans mit Grünordnungsplan
"Industriegebiet FA. Rauch - Erweiterung" - 12/2012

I. Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 BauGB) 

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Die Flächen im Geltungsbereich des Bebauungs- und Grünordnungsplanes sind ausgewiesen als 

Industriegebiete GI (§ 9 BauNVO) 

Die Industriegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Großgewerbebetrieben. 

Zulässig sind Großbetriebe der Holzbe- und -verarbeitung sowie Betriebe, deren Lästigkeitsgrad nicht größer ist als der 
vorgenannten. 

 

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 bis 20 BauNVO) 

2.1 Zulässige Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO) 

Die festgesetzte Gebäudehöhe gilt als Höchstmaß. Die zulässige Höhe ist die Gebäudefirsthöhe oder Oberkante Attika bei 
Flachdächern und wird in Metern DHHN2016 festgesetzt. 

Die Höhe des Kellerfußbodens muss höher als der Hauptsammler liegen. Andernfalls ist seitens des Bauwerbers eine 
Hebeanlage für Schmutz- und ggf. auch für Drainage- und Regenwasser vorzusehen. 

Für die Festlegung der Höhenlage der Gebäude ist jedem Bauantrag ein Geländeschnitt beizufügen. 

 

2.2 Ausnahmen von der zulässigen Höhe baulicher Anlagen (§16 Abs. 6 BauNVO) 

Abweichend von der festgesetzten maximal zulässigen Höhe baulicher Anlagen, dürfen punktuell technische Anlagen und 
Dachaufbauten, wie Blitzschutzanlagen, Schornsteine, Lüftungsanlagen, Abluftreinigungsanlagen und Anlagen zur 
Gewinnung regenerativer Energien entsprechend der zum jeweiligen Zeitpunkt erforderlichen Höhe zusätzlich zur maximal 
zulässigen Höhe baulicher Anlagen errichtet werden. 

 

2.3 Bezugspunkt für Höhenfestsetzungen (§ 18 BauNVO) 

Bezugspunkt für die Höhenfestsetzungen ist das natürliche Gelände. 

 

2.4 Überschreitung der zulässigen Grundflächenzahl (§ 19 Abs. 4 BauNVO) 

Eine Überschreitung der zulässigen Grundflächenzahl ist nicht zulässig. 

 

3 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. §22 und 23 BauNVO) 

3.1 Bauweise (§ 22 BauNVO) 

Allgemein ist eine offene Bauweise festgesetzt. 

Abweichend von § 22 Abs. 1 BauNVO wird auf der Grundlage von § 22 Abs. 4 BauNVO eine abweichende Bauweise 
festgesetzt, bei der Gebäude mit einer Länge von mehr als 50 m zulässig sind. 

 

3.2 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO) 

Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch Baugrenzen gekennzeichnet. Bauliche Anlagen dürfen ausschließlich 
innerhalb der Baugrenzen errichtet werden. 

Einfriedungen und Anlagen zur inneren Verkehrserschließung, einschließlich Stellflächen, sowie erforderliche 
brandschutztechnische Anlagen, Übergabestationen für Elektroenergie, Anlagen zur Rückhaltung und Versickerung von 
Niederschlagswasser sowie Wasseraufbereitungsanlagen und die erforderlichen technischen Nebenanlagen, dürfen 
ausnahmsweise auch außerhalb der Baugrenzen errichtet werden. 

4 Flächen für Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

Stellplätze für PKW und LKW sind in ausreichender Zahl von den einzelnen Gewerbetreibenden auf dem eigenen 
Grundstück zu errichten. 

 

5 Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

Innerhalb der als Sichtflächen in der Planzeichnung gekennzeichneten Flächen dürfen außer Einfriedungen keine 
Hochbauten errichtet werden. Anpflanzungen aller Art und Einfriedungen sowie Stapel, Haufen u. ä. mit dem Grundstück 
nicht fest verbundenen Gegenstände dürfen nicht angelegt werden, wenn sie sich mehr als 0,9 m über die Fahrbahnebene
erheben.  

 

6 Führung von ober- und unterirdischen Versorgungsleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

Niederspannungsleitungen sind als Freileitungen nicht zulässig. 

 

7 Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser, (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

Das auf dem Grundstück von überdachten Grundflächen und Verkehrsflächen anfallende Niederschlagswasser, der ab Juli 
2000 erstellten Gebäude, ist über die Regenrückhaltung in die Vorflut einzuleiten. 

Entlang der Staatsstraße 2253 ist das überschüssige Dachflächen- und Oberflächenwasser aus privaten und öffentlichen 
Flächen über den Versickerungsgraben dem Gewässer Bibart zuzuführen. 

 

8 Festsetzungen zur Grünordnung (§ 9 Abs. 1 Nr. 15, Nr. 20, Nr.25 und § 9 Abs. 1a BauGB) 

8.1 Oberflächenausbildung 

Die Oberflächenversiegelung auf dem Grundstück ist auf ein Mindestmaß einzuschränken. Für die Wege- und 
Einfahrtsbereiche auf den Grundstücken wird daher empfohlen, wasserdurchlässige, nicht flächige Pflasterungen (z. B. 
Betonpflaster) zu verwenden. 

Die Geländehöhe der Außenanlagen sind an die Höhen des Nachbargeländes anzugleichen. 

 

8.2 Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen 

Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind, soweit sie nicht als Stellplätze, Zufahrten, Zugänge, Wege oder Lagerflä-
chen genutzt werden, landschaftsgerecht zu begrünen und als Grünfläche dauerhaft zu unterhalten. Zur Ansaat ist eine 
zertifizierte Regiosaatgutmischung des Herkunftsgebiets 12 – „Fränkisches Hügelland“ zu nutzen. 

 

8.3 Stellplatzanlagen 

Je 5 Stellflächen ist ein großkroniger Laubbaum zu pflanzen. Für die Anpflanzungen sind gebietsheimische und 
standorttypische Arten (siehe Pflanzliste 1 - Hinweise), mit einem Stammumfang von mind. 18 cm (gemessen 1 m über 
Erdboden) zu verwenden. 

 

8.4 Ausgestaltung Regenrückhaltebecken 

Regenrückhaltebecken sind naturnah zu gestalten. 

Entlang des Beckenrandes ist eine Gehölzpflanzung herzustellen. Für die Anpflanzungen sind gebietsheimische und 
standorttypische Arten (siehe Pflanzliste 1 und Pflanzliste 2 - Hinweise) zu verwenden. Die Ufer sind zusätzlich mit Schilf-
und Röhrichtpflanzen abschnittsweise zu bepflanzen. 
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1. Änderung Bebauungs- und Grünordnungsplan
"Fuchsau"
Markt Bibart

Hinweis
Im Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungs- und Grünordnungsplanes „Fuchsau“ gelten nur die Festsetzungen 
der 1. Änderung des Bebauungs- und Grünordnungsplanes „Fuchsau“. Die Festsetzungen der bisher geltenden Bebau-
ungspläne Bebauungs- und Grünordnungsplan „Fuchsau“ sowie Bebauungsplan mit Grünordnungsplan „Industriegebiet 
Fa. Rauch – Erweiterung“ sind im Bereich der 1. Änderung aufgehoben. 

Die Festsetzungen der 1. Änderung des Bebauungs- und Grünordnungsplanes „Fuchsau“ gelten lediglich innerhalb der
in Teil A Planzeichnung festgesetzten Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der 1. Änderung. 

8.5 Erhalt der Baum- und Strauchbestände an Staatstraße 2253 

Die Baum- und Strauchbestände entlang der Staatsstraße 2253 sind in ihrem momentanen Ausmaß und natürlichen 
Gepräge zu erhalten und zu entwickeln. Sofern die Verkehrssicherheit es erfordert, sind die Gehölze zurückzuschneiden. 

 

8.6 Entwicklung Grünfläche entlang der Staatsstraße 2253 

Die Grünfläche entlang der Staatsstraße 2253 ist mit einer durgehenden Baum- Strauchhecke aus mittelkronigen Bäumen 
und Sträuchern herzustellen. Für die Anpflanzungen sind gebietsheimische und standorttypische Arten (siehe Pflanzliste 1 
und Pflanzliste 2- Hinweise) zu verwenden. Die Grünfläche hat eine Breite von 10,0 m. 

Die Bodenfläche ist mit einer Gräser- und Kräutermischung anzusäen. Die Grünfläche ist extensiv zu pflegen und zur 
Magerrasenfläche zu entwickeln (1x Mahd in 2 Jahren). 

 

8.7 Eingrünung der Industriegebietsflächen entlang des Bahndamms 

Auf den Flächen entlang des Bahndamms, zwischen Bau- und Geltungsbereichsgrenze des Bebauungsplanes, sind mage-
re Altgrasbestände und Extensivwiesen zu entwickeln. Zur Ansaat ist eine zertifizierte Regiosaatgutmischung des Her-
kunftsgebiets 12 – „Fränkisches Hügelland“ zu nutzen. 

 

8.8 Gebäudeeingrünung 

Als Maßnahme zur Eingrünung sind die undurchsichtigen Teilflächen der nach Norden exponierten Außenwände von Ge-
bäuden mit einer Höhe von über 7 m und einer Länge von über 20 m auf mindestens 50 % ihrer Länge durch die Anlage 
mindestens 6 m breiter, dicht mit hochwüchsigen Sträuchern und Laubbäumen bepflanzter Gehölzstreifen zu begrünen. 

Für die Anpflanzungen sind gebietsheimische und standorttypische Arten (siehe Pflanzliste 1 und Pflanzliste 2 - Hinweise), 
mit einem Stammumfang von mind. 18 cm (gemessen 1 m über Erdboden) zu verwenden. 

 

8.9 Dachbegrünung 

Flachdächer von Verwaltungsgebäuden sind extensiv zu begrünen. Dachflächen von Werkhallen sind nur soweit zu begrü-
nen, wie es zumutbar und technisch möglich ist. Für die Begrünung sind Arten der Pflanzliste 3 – Hinweise zu verwenden. 
Für Dachflächen mit Sonnenkollektoren oder vergleichbaren Einrichtungen zur Energieerzeugung bzw. zur Energieeinspa-
rung ist keine Dachbegrünung vorzusehen. 

 
8.10 Maßnahmen zur Reduzierung der Auswirkungen von Lichtemissionen 

Grundsätzlich ist das Gelände nur dort zu beleuchten, wo es aus Gründen der Arbeitssicherheit notwendig ist. Die Beleuch-
tungsdauer ist auf das Mindestmaß zu beschränken. Es sind Lichtblenden an den Beleuchtungskörpern zu verwenden. Die 
Beleuchtung der Dachattika (Leuchtkästen, Fassadenbänder) soll nach oben lichtundurchlässig abgeschirmt sein. 

Um eine störende Lichtausbreitung zu verhindern, ist der Abstrahlwinkel des Lichtkegels zu minimieren, sodass nur die zu 
beleuchtende Fläche beleuchtet wird. Sollte weißes Licht erforderlich sein, sind nach Möglichkeit LED-Leuchten mit warm-
und neutralweißer Lichtfarbe zu verwenden, um den Insektenanflug zu vermindern 

 

8.11 Freiflächengestaltungsplan 

Für die Außenanlagen der Gewerbebetriebe entlang der Staatsstraße 2253 muss ein Freiflächengestaltungsplan zur Bau-
genehmigung eingereicht werden. Dieser muss Mindestaussagen über die Größe und den Umfang der Grünflächen und 
sämtlicher Stellflächen enthalten. 

 

8.12 Umsetzung der Pflanzmaßnahmen 

Die Pflanzmaßnahmen sind spätestens in der folgenden Vegetationsperiode, nach Errichtung der Hauptgebäude, umzu-
setzen. 

9 Zuordnungsfestsetzung zur Übernahme planexterner Maßnahmen (§ 1a Abs. 3 BauGB i. V. m. § 200a BauGB) 

Grünordnung 

Die geplanten Eingriffswirkungen können nicht vollständig innerhalb des Plangebietes ausgeglichen werden. Daher wird 
ein Teil der unvermeidbaren Eingriffswirkungen an anderer Stelle ausgeglichen. Für das Kompensationsdefizit von 132.000 
Wertpunkten sind folgende planexterne Maßnahmen umzusetzen: 

- Auf den Flurstücken 1143 und 1144 der Gemarkung Markt Bibart werden durch die Anlage von Einzelgebüschen (sie-
he Pflanzliste 2 - Hinweise) 3.000 Wertpunkte generiert.  

- Mit der Schättler’s Landbrennerei GmbH & Co. KG wurde mit Datum vom 5. Februar 2025 ein Vertrag über den Erwerb 
von weiteren Wertpunkten aus Ökokonten für die 1. Änderung des Bebauungs- und Grünordnungsplanes „Fuchsau“ 
Markt Bibart vereinbart. Die umzusetzenden Maßnahmen wurden durch die untere Naturschutzbehörde mit Datum 8. 
Januar 2025 bestätigt. 

 

Artenschutz 

Mit Umsetzung des Planvorhabens auf den Flurstücken 1135 und 1135/1 der Gemarkung Markt Bibart, geht ein potenziel-
les Feldlerchenrevier verloren. Für jedes verlorengehende Feldlerchenrevier ist die Anlage eines Blühstreifens (Ackerbunt-
brache) mit einer Mindestgröße von 0,5 ha (pro Brutrevier) oder die Anlage eines ebenso großen Brachestreifens, umzu-
setzen. 

Der Ausgleich kann als zusammenhängende Fläche oder in Form von Einzelflächen, mit jeweils mind. 2.000 m² auf max. 3 
ha verteilt, angelegt werden. Die Mindestbreite der Flächen bei streifiger Umsetzung beträgt 20 m. Eine Bearbeitung zwi-
schen dem 15.3. und 1.7. eines Jahres ist nicht zulässig. 

Bei der Anlage der Feldlerchenfläche gilt folgendes zu beachten: 

- Zur Ansaat ist eine zertifizierte Regiosaatgutmischung zu nutzen. 

- Die Fläche muss auch langfristig eine niedrige und lückenhafte Vegetationsstruktur aufweisen, um für die Feldlerche 
als Bruthabitat dienen zu können. Um dies zu gewährleisten, ist die zertifizierte Regiosaatgutmischung in halber Saat-
gutstärke (max. 50 %) anzusäen. Rohbodenstellen sollen erhalten bleiben. 

- Keine Mahd, keine Bodenbearbeitung, es sei denn, der Aufwuchs ist nach dem ersten Jahr dicht und hoch und 
dadurch kein geeignetes Feldlerchenhabitat mehr. 

- Rotation möglich – Lage jährlich bis spätestens alle 3 Jahre wechselnd. 

- Brachestreifen sind alle 3 bis 5 Jahre umzubrechen. 

- Verzicht auf Dünger, Pflanzenschutzmittel (PSM) und mechanische Unkrautbekämpfung. 

 

10 Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 
BauGB) 

Im Planungsgebiet sind Betriebe und Anlagen so zu errichten und zu betreiben, dass in ihrem Entwicklungsbereich die 
Immissionsrichtwerte der TA Lärm nicht überschritten werden. Die Summe aller auf die Immissionsorte einzuwirkenden 
Geräusche gewerblicher Art dürfen die Immissionswerte nicht überschreiten. 

 

II  Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 81 Abs. 1 und Abs. 2 BayBO) 

1 Fassaden 

Die Verwendung von grell leuchtenden und reflektierenden Farben und Materialien an Gebäuden und sonstigen baulichen 
Anlagen ist nicht zulässig. 

2 Dachformen, Dachneigung und Dachaufbauten 

Baukörper sind mit Flachdächern, Satteldächern, Sheddächern oder Bogendächern auszubilden. 

Für Satteldächer ist eine Dachneigung von max. 20° zulässig. Für Flachdächer ist eine Dachneigung von 0° bis 2° zulässig. 

Zusätzliche Dachaufbauten (Sheds, Oberlichter) zur Belichtung oder zur Gliederung der Baukörper sind zulässig. 

Dächer sind mit nicht glänzenden Materialien einzudecken. 

 

3 Einfriedungen 

Einfriedungen dürfen in allen Gebieten nur als Maschendrahtzaun, mit senkrechten Stahlstützen, in einer Höhe bis max. 
2,0 m ausgeführt werden. Ausnahmen können, falls sie zur besonderen Sicherung des Betriebes oder aus gestalterischen 
Gründen erforderlich sind, von der Genehmigungsbehörde zugelassen werden und bedürfen der Zustimmung. 

Das Baugebiet ist entlang der Staatsstraße mit einem lückenlosen Zaun einzufrieden, der Abstand der Einfriedung zum 
Fahrbahnrand der Staatsstraße muss mindestens 4,5 m betragen. 

Es wird empfohlen in den Umzäunungen, im Abstand von mindestens 10,0 m, Durchschlupfmöglichkeiten für Kleintiere (z. 
B. Igel) zu schaffen. 

 

Hinweise 

1 Artenschutz 

Generell gilt das Verbot, wildlebende Tiere zu töten. Die Beräumung des Baufeldes (z. B. durch Gehölzfällungen, 
Beseitigung von Vegetationsbeständen) ist gem. § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG nur im Zeitraum vom 1. Oktober bis 28. 
Februar eines Jahres und damit vor oder nach dem Besetzen des Brutstandortes durch Vögel zulässig.  

Rodungen von Höhlenbäumen und Biotopbäumen mit Spaltenstrukturen und Nischen sind abweichend davon 
ausschließlich im Oktober durchzuführen. Die Rodungsarbeiten sind jeweils auf den Flächenumfang zu beschränken, der 
für die in den Folgemonaten geplanten Eingriffe erforderlich ist. 

Sollte es mehrjährig genutzte Brutstätten geben, so sind Ersatzmaßnahmen am Neubau, an Gehölzen oder an 
Nachbarbebauungen vorzusehen. 

Die festgelegten Maßnahmen zur Vermeidung und vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen sind entsprechend der dort 
getroffenen Zeitangaben umzusetzen und dauerhaft zu sichern. Für die Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbote ist  
insbesondere der Zeitplan der Baumaßnahme an die Ansprüche der betroffenen Arten anzupassen. Die vorgezogenen 
Ausgleichsmaßnahmen sind im Vorfeld der Baumaßnahmen mit ökologischer Baubegleitung umzusetzen und ihre 
Wirksamkeit sicherzustellen. 

 

2 Ökologische Baubegleitung 

Für die Vorbereitung der Baumaßnahmen und während der Bauzeit ist eine ökologische Baubegleitung vorzusehen. 

 

3 Maßnahmen gegen Vogelschlag 

Durch geeignete Maßnahmen sind Vorkehrungen gegen Vogelschlag an Gebäudefassaden zu treffen (z. B. Jalousien, 
Vogelschutzglas, Strukturglas bzw. gerastertes und gestrahltes Glas, Markierungen, Ätzungen oder andere 
Oberflächenbehandlungen des Glases). 

 

4 Bauzeitenregelung 

Zur Vermeidung der Verletzung oder Tötung wildlebender Vögel (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) sowie zur Vermeidung der 
Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) und Minderung von 
Störwirkungen sind Eingriffe in den bestehenden Gehölzbestand und Offenlandflächen auf den Zeitraum außerhalb der 
jährlichen Hauptbrutsaison, die vom 1. März bis zum 30. September dauert, zu beschränken. Dies betrifft alle Eingriffe in 
den Bestand der aktuellen Habitate, wie die Freimachung der Fläche durch Mahd oder Abschieben. In längeren 
Stillstandphasen (>3 Tage) innerhalb der Brutzeit (zwischen Anfang März und Ende September) ist dafür zu sorgen, dass 
keine Sukzession im Baufeld aufkommt (durch z. B. Mahd). 

5 Pflanzlisten 

Pflanzliste 1 (Baumarten) 

(Qualität: Hochstamm, 3 - 4 x verpflanzt, mit Ballen, StU. 18/20 cm) 

Acer campestre     Feld-Ahorn (klein-/ mittelkronig) 

Acer platanoides     Spitzahorn (großkronig) 

Acer pseudoplatanus    Bergahorn (großkronig) 

Betula pendula     Birke (großkronig) 

Carpinus betulus     Hainbuche (großkronig) 

Fagus sylvatica     Rotbuche (großkronig) 

Fraxinus excelsior    Gemeine Esche (großkronig) 

Juglans regia     Walnuss (großkronig) 

Populus tremula     Zitterpappel (großkronig) 

Prunus avium     Vogelkirsche (klein-/ mittelkronig) 

Prunus padus     Gemeine Traubenkirsche (klein-/ mittelkronig) 

Quercus robur     Stieleiche (großkronig) 

Quercus petraea     Traubeneiche (großkronig) 

Tilia cordata     Winterlinde (großkronig) 

Tilia platyphyllos     Sommerlinde (großkronig) 

Sorbus aria      Mehlbeere (klein-/ mittelkronig) 

Sorbus aucuparia    Gemeine Eberesche (klein-/ mittelkronig) 

Sorbus torminalis    Elsbeere (klein-/ mittelkronig) 

Sorbus domestica    Speierling (klein-/ mittelkronig) 

 

Obstbaumhochstämme (mittel-/kleinkronig) 

(Qualität: Hochstamm, StU 18/20 cm) 

Im Raum typische Kern- und Steinobstarten 

 

Pflanzliste 2 (Großsträucher und Sträucher) 

(Qualität: Solitärstrauch, 3 x verpflanzt, mit Ballen, 150-200 cm Höhe, Sträucher, verpflanzt, 60-100 cm / 100-150 cm Höhe) 

Cornus sanguinea    Blutroter Hartriegel 

Corylus avellana     Gewöhnliche Hasel 

Crataegus laevigata    Zweigriffeliger Weißdorn 

Crataegus monogyna    Eingriffeliger Weißdorn 

Cytisus scoparius    Besenginster 

Euonymus europaeus    Pfaffenhütchen 

Ligustrum vulgare    Liguster 

Lonicera xylosteum    Heckenkirsche 

Malus silvestris      Holzapfel 

Prunus spinosa     Schlehe 

Pyrus pyraster      Wildbirne 

Rosa canina, R. arvensis,    Heimische Rosen 
R. gallica, R. pimpinellifolia 

Rhamnus cathartica    Kreuzdorn 

Salix spec.      Heimische Weiden 

Virburnum lantana    Wolliger Schneeball 

Virburnum opulus    Wasserschneeball 

 

Pflanzliste 3 (Dachbegrünung) 

Agrostis tenius     Rotes Straußgras 

Allium schoenoprasum    Schnittlauch 

Dianthus carthusianorum   Karthäusernelke 

Festuca ovina     Schafschwingel 

Festuca rubra     Rotschwingel 

Hieracium pilosella    Kleines Habichtskraut 

Potentilla verna     Frühlingsfingerkraut 

Petrorhagia saxifraga    Felsennelke 

Sedum acre     Scharfer Mauerpfeffer 

Sedum album     Weißer Mauerpfeffer 

 

6 Grundwasser  

Für den Bereich des Baugebietes liegen keine konkreten Grundwasserbeobachtungen vor. Es wird davon ausgegangen, 
dass zeitweise hohe Grundwasserstände auftreten. Daher wird empfohlen beim Bau von Unterkellerungen notwendige 
Vorkehrungen gegen Wassereinbrüche bzw. Vernässungen des Mauerwerks zu treffen. 

 

7 Versickerung von Niederschlagswasser 

Bei der Versickerung von Niederschlagswasser sind die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung sowie die techni-
schen Regeln zum schadlosen Einleiten in das Grundwasser zu beachten. Für nicht erlaubnisfreie Einleitungen sind Anträ-
ge beim LRA Neustadt an der Aisch zu stellen. 

Zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Niederschlagswasserbeseitigung sind das DW A-Merkblatt M 153 i. V. m. DW 
A-Arbeitsblatt A 117 sowie das DW A-Arbeitsblatt A 138 zu beachten. Entsprechende Nachweise sind zu führen. 

 

8 Verschiebung Grundstücksgrenze 

Die Grundstücksgrenze zwischen dem Bundesbahngelände und den angrenzenden Flurstücken kann noch in Richtung 
Süden verschoben werden, da hier der evtl. größere Grenzabstand zur Bahnlinie von der Deutschen Bahn AG noch nicht 
festgelegt wurde. 

 

9 Denkmalschutz und Bodendenkmalpflege 

Soweit bei Arbeiten frühgeschichtliche oder mittelalterliche Funde oder Bodenverfärbungen auftreten, sind diese unverzüg-
lich der Unteren Denkmalschutzbehörde beim Landratsamt oder dem Bayrischen Landesamt für Denkmalpflege zu mel-
den. 

Funde, die im Zuge von Erd- Bauarbeiten gemacht werden, sind gemäß § 8 DSchG anzuzeigen. 

 

10 Bodenschutz 

Wird Oberboden nicht sofort weiterverwendet, ist er getrennt von anderen Bodenarten und abseits sowie möglichst zu-
sammenhängend zu lagern. Dabei darf er nicht durch Befahren oder auf andere Weise verdichtet werden. 

 

11 Führung von ober- und unterirdischen Versorgungsleitungen 

Erforderliche Leitungen für die Versorgung sind in Abstimmung mit dem zuständigen Versorgungsunternehmen zu 
verlegen. 


